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Antrag . 

der Fraktion der KPD 


betr.; Entlassung von politisch Geschädigten aus den 
Diensten der Verwaltung für Wirtschaft. 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Bundestag Material darü- 
ber vorzulegen, ob und in welchem Umfange anerkannt politisch 
Geschädigte bei der Übernahme des Personals der Verwaltung für 
Wirtschaft in die Organe der Bundesregierung zur Entlassung ge- 
kommen sind. 

Insbesondere wird der Minister für Wirtschaft ersucht, dem Bun- 
destag seine Stellungnahme zu dem Einspruch der Betreuungsstelle 
der Stadt Frankfurt für politisch, rassisch und religiös Verfolgte vom 
14. März 1950 gegen die beabsichligte Kündigung der im Wirtschafts- 
ministerium beschäftigten Opfer des Faschismus bekanntzugeben. 


Bonn, den 17. März 1950 


Renner und Fraktion 
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